
BayStVollzG: Art. 197 Datenweiterverarbeitung

Art. 197  Datenweiterverarbeitung 
 
(1) 1Die Anstalt darf personenbezogene Daten weiterverarbeiten, soweit dies für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist. 2Die Anstalt kann Gefangene verpflichten, einen Lichtbildausweis mit sich zu 
führen, wenn dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist.

(2) 1Die Verarbeitung personenbezogener Daten für andere Zwecke ist zulässig, soweit dies

1.  zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit,
 
2.  zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person,

 
3.  zur Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, durch die die Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt gefährdet werden, oder von Straftaten oder

 
4.  für Maßnahmen der Strafvollstreckung oder strafvollstreckungsrechtliche Entscheidungen

 
erforderlich ist. 2Die Anstalten können personenbezogene Daten an Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes oder der Länder, den Bundesnachrichtendienst und den Militärischen Abschirmdienst übermitteln, 
wenn die Daten konkrete Erkenntnisse zu einer Gefährdung der jeweiligen Rechtsgüter erkennen lassen, 
die für die Lagebeurteilung nach Maßgabe der Aufgaben der genannten Behörden bedeutsam sind; Art. 24 
des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes bleibt unberührt.

(3) Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt über die Fälle des Art. 6 Abs. 1 BayDSG hinaus nicht vor, 
soweit sie dem gerichtlichen Rechtsschutz nach den §§ 109 bis 121 des Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) 
dient.

(4) 1Über die in Abs. 1 und 2 geregelten Zwecke hinaus dürfen zuständigen öffentlichen Stellen 
personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit dies für

1.  Maßnahmen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe oder Führungsaufsicht,
 
2.  Entscheidungen in Gnadensachen,

 
3.  Statistiken der Rechtspflege,

 
4.  sozialrechtliche Maßnahmen,

 
5.  die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für Angehörige (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB) der Gefangenen,

 
6.  dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zusammenhang mit der Aufnahme und Entlassung von 
Soldaten,

 
7.  ausländerrechtliche Maßnahmen oder

 
8.  die Durchführung der Besteuerung oder die Geltendmachung von sonstigen Forderungen von 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts

 
erforderlich ist. 2Eine Übermittlung für andere Zwecke ist auch zulässig, soweit eine andere gesetzliche 
Vorschrift dies vorsieht und sich dabei ausdrücklich auf personenbezogene Daten über Gefangene bezieht.

(4a) 1Die Regelungen der Strafprozessordnung für die Übermittlung personenbezogener Daten in Akten an 
Hochschulen, andere Einrichtungen, die wissenschaftliche Forschung betreiben, und öffentliche Stellen für 
wissenschaftliche Zwecke gelten entsprechend. 2Es können auch elektronisch gespeicherte 
personenbezogene Daten übermittelt werden. 3Die Übermittlung ist, soweit dies zur Erfüllung des jeweiligen 



Zwecks ausreicht, auf anonymisierte und pseudonymisierte Daten zu beschränken und kann auch auf 
elektronischem Wege erfolgen.

(5) 1Öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen darf die Anstalt auf schriftlichen Antrag mitteilen, ob sich eine 
Person in Haft befindet sowie ob und wann ihre Entlassung voraussichtlich bevorsteht und wie die 
Entlassungsadresse lautet, soweit

1.  die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der öffentlichen Stelle liegenden Aufgaben 
erforderlich ist oder

 
2.  von nichtöffentlichen Stellen ein berechtigtes Interesse an dieser Mitteilung glaubhaft dargelegt wird 
und die Gefangenen kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung haben.

 
2Verletzten einer Straftat können darüber hinaus auf schriftlichen Antrag Auskünfte über die 
Vermögensverhältnisse von Gefangenen erteilt werden, wenn die Erteilung zur Feststellung oder 
Durchsetzung von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit der Straftat erforderlich ist. 3Die Gefangenen 
werden vor der Mitteilung gehört, es sei denn, hierdurch droht eine Vereitelung des Zwecks der Mitteilung. 
4Ist die Anhörung unterblieben, werden die betroffenen Gefangenen über die Mitteilung der Anstalt 
nachträglich unterrichtet. 5Besteht Anlass zu der Besorgnis, dass die Offenlegung von Lebensumständen 
von Verletzten einer Straftat deren Leib oder Leben gefährdet, kann die Offenlegung gegenüber den 
Gefangenen ganz unterbleiben. 6Die Mitteilung der Anschrift der Verletzten an die Gefangenen bedarf der 
Einwilligung der Verletzten.

(6) 1Akten mit personenbezogenen Daten dürfen nur anderen Justizvollzugsanstalten, Einrichtungen für 
Sicherungsverwahrung, Jugendarrestanstalten, den zur Dienst- oder Fachaufsicht oder zu dienstlichen 
Weisungen befugten Stellen, den für strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entscheidungen 
zuständigen Gerichten sowie den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden überlassen werden; 
die Überlassung an andere öffentliche Stellen ist zulässig, soweit die Erteilung einer Auskunft einen 
unvertretbaren Aufwand erfordert oder nach Darlegung der Akteneinsicht begehrenden Stellen für die 
Erfüllung der Aufgabe nicht ausreicht. 2Entsprechendes gilt für die Überlassung von Akten an die von der 
Anstalt mit Gutachten beauftragten Stellen.

(7) Bei der Überwachung der Besuche oder des Schriftwechsels sowie bei der Überwachung des Inhalts 
von Paketen bekannt gewordene personenbezogene Daten dürfen nur für die in Abs. 2 aufgeführten 
Zwecke, für das gerichtliche Verfahren nach den §§ 109 bis 121 StVollzG, zur Wahrung der Sicherheit oder 
Ordnung der Anstalt oder nach Anhörung der Gefangenen für Zwecke der Behandlung verarbeitet werden.

(8) Personenbezogene Daten, die gemäß Art. 196 Abs. 2 Satz 1 über Personen, die nicht Gefangene sind, 
erhoben worden sind, dürfen nur zur Erfüllung des Erhebungszwecks oder für die in Abs. 2 geregelten 
Zwecke verarbeitet werden.

(9) 1Daten, die erhoben wurden, ohne dass die Voraussetzungen für ihre Erhebung vorgelegen haben, 
dürfen nur dann weiterverarbeitet werden, wenn dies erforderlich ist zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für

1.  den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes,
 
2.  Leben, Gesundheit oder Freiheit oder

 
3.  Güter der Allgemeinheit, deren Bedrohung die Grundlagen der Existenz der Menschen berührt.

 
2Über die Verarbeitung nach Satz 1 entscheidet der Anstaltsleiter oder die Anstaltsleiterin oder der 
Stellvertreter.

(10) 1Soweit möglich soll erkennbar werden, ob Daten auf Tatsachen oder persönlichen Einschätzungen 
beruhen. 2Bei einer Datenverarbeitung soll nach Möglichkeit unterschieden werden, ob die Daten 
Verdächtige, Verurteilte, Opfer oder andere Personen betreffen.


